Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudkjsadhe Nr. 2691 


Antrag 

der Fraktionen 

der CDL/CSU, SPD, FDP, DP und BP 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Erbsdiaftsleuergesetzes in der 
Fassung vom 30. Juni 1951 (ErbStG) (BGBL I S. 764) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes 

Das Erbschafcstcuergesetz vom 30. Juni 1951 (BGBl. I S. 764) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 18 Absatz 1 erhält die Nummer 6 folgende Fassung: 

„6. Grundstücke, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissen- 
schaftliche Sammlungen, Bibliotheken und Archiive, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Erhaltung der Gegenstände muß wegen ihrer Bedeu- 
tung für Kunst, Gesdiichte oder Wissenschaft im öffent- 
lichen Interesse liegen. 

b) Die Gegenstände müssen in einem den Verhältnissen 
entsprechenden Umfang den Zwecken der Forschung und 
der Volksbildung nutzbar gemacht werden. 

c) Der Steuerpfliclitige muß bereit sein, die Gegenstände 
den geltenden Bestimmungen der Denkmalspflege zu 
unterstellen. 

d) Die Gegenstände müssen sidi seit mindestens 20 Jahren 
im Besitz der Familie befinden. 

e) Die jährlichen Kosten müssen in der Regel die erzielten 
Einnahmen übersteigen. 

Die Steuerbefreiung tritt außer Kraft, wenn die Gegenstände 
innerhalb von zehn Jahren nach dem Erbfall veräußert werden.” 


Dnjdc; Peter Meier, Bultdorf-Siepbufg 
A.Ilein-Vcrtiieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wieibaclen, Nietzschestr. 1 



2. In § 18 Absatz 1 wird die folgende Nummer 6a eingefügt: 

„6a. Grundstücke, die für Zwecke der Volkswohlfahrt der Allge- 
meinheit zur Benutzung zugänglich gemacht sind, und deren 
Erhaltung Im öffentlichen Interesse liegt, wenn die jährlichen 
Kosten in der Regel die erzielten Einnahmen übersteigen. 
Die Steuerbefreiung tritt außer Kraft, wenn die Grundstücke 
innerhalb von zehn Jahren nach dem Erbfall veräußert werden. ” 

3. In § 22 wird folgender Absatz 7 eingefügt: 

„(7) Grundstücke und bewegliche Gegenstände, deren Erhaltung 
wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte oder Wissen- 
schaft im öffentlichen Interesse liegt, sind mit 40 vom Hundert 
des Werts anzusetzen, wenn die jährlichen Kosten in der 
Regel die erzielten Einnahmen übersteigen.” 

Artikel II 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald das Land Berlin gemäß 
Artikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
in Berlin bescidießt. 


Artikel m 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 23. Oktober 1951 


Neuburger 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Euler und Fraktion 
Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
Dr- Decker und Fraktion 



